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Gesetz 
zur Neuregelung der Rechtsmittel im 
Verwaltungsverfahren 

vom 27. Mai 20151 

Der Landrat von Nidwalden,  

gestützt auf Art. 60, 68 und 69a der Kantonsverfassung, 

beschl iess t:  

I. 

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geändert: 

1. Verordnung vom 8. Februar 1985 über das Verwaltungsver-
fahren und die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungs-
rechtspflegeverordnung, VRPV)2 

Neuer Titel und Ingress: 

Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die 
Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRG) 

Der  Landrat von Nidwalden,  

gestützt auf Art. 60, 68 und 69a der Kantonsverfassung, 

beschl iess t:  

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

A. Geltungsbereich 

Art. 1 Grundsatz 

1 Dieses Gesetz findet Anwendung auf das Verfahren in kantonalen 
und kommunalen Verwaltungssachen. 
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2 Vorbehalten bleiben abweichende Bestimmungen des Bundes und 
des Kantons. 

3 Auf Dienstanweisungen an das Personal des Gemeinwesens ist die-
ses Gesetz nicht anwendbar. 

Art. 2 Aufgehoben 

B. Begriffe 

Art. 4 Behörden 

1 Als Behörden im Sinne dieses Gesetzes gelten: 
1. das Verwaltungsgericht; 
2. der Regierungsrat, die Direktionen, die kantonalen Kommissionen, 

die kantonalen Amtsstellen sowie die Verwaltungen der kantonalen 
Anstalten; 

3. die administrativen Räte, die Kommissionen und Amtsstellen der 
Gemeinden sowie die Verwaltungen der kommunalen Anstalten; 

4. die Verwaltungsinstanzen der Gemeindeverbände; 
5. Dritte, soweit sie in Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben Ent-

scheide treffen oder Realakte vornehmen. 

2 Als Verwaltungsbehörden gelten die Behörden gemäss Ziff. 2-5. 

C. Prinzipien der Verwaltungstätigkeit 

Art. 5 Abs. 1  Grundsatz der Gesetzmässigkeit 

1 Die Behörde ist bei der Erfüllung ihrer Aufgaben an Gesetz und 
Recht gebunden; sie wendet das massgebende Recht von Amtes we-
gen an. 

2 Sie darf in die Rechte der Einzelnen nur eingreifen und ihnen Pflichten nur auferlegen, 
soweit es rechtlich zulässig ist. 

II. PARTEIEN UND PARTEIVERTRETER 

Art. 12  Parteistellung 

Als Parteien gelten: 
1. Personen, deren Rechte oder Pflichten durch den Entscheid oder 

Realakt berührt werden; 
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2. andere Personen, Organisationen oder Behörden, denen die Ge-
setzgebung ein Rechtsmittel gegen den Entscheid einräumt; 

3. Behörden, deren Entscheid angefochten wird. 

III. VERFAHRENSGRUNDSÄTZE 

F. Fristen 

Art. 33a Abs. 3 Stillstand der Fristen 

1 In Einwendungsverfahren vor den Verwaltungsbehörden stehen gesetzliche oder von 
der Behörde nach Tagen bestimmte Fristen vom 18. Dezember bis und mit dem 2. Januar 
still. 

2 In Einsprache- und Rechtsmittelverfahren vor den Verwaltungsbehörden sowie in Ver-
waltungsgerichtsverfahren stehen diese Fristen still: 
1. vom siebten Tag vor Ostern bis und mit dem siebten Tag nach Ostern; 
2. vom 15. Juli bis und mit dem 15. August; 
3. vom 18. Dezember bis und mit dem 2. Januar. 

3 Der Fristenstillstand gilt nicht: 
1. beim Erlass vorsorglicher Massnahmen; 
2. in Einsprache- beziehungsweise Rechtsmittelverfahren betreffend: 

a) die fürsorgerische Unterbringung; 
b) die Aufnahme in Schulen; 
c) die Promotion und den Abschluss einer Schul- oder Berufs-

ausbildung;  
d) das öffentliche Beschaffungswesen; oder 
e) die bedingte Haftentlassung; 

3. bei Verhandlungen und Fristansetzungen im Einvernehmen mit den 
Parteien. 

IV. ENTSCHEID 

Art. 54 Abs. 2 Ziff. 4  Voraussetzungen des Entscheides, Nichteintreten 

1 Die Behörde prüft von Amtes wegen, ob die Voraussetzungen für den Erlass eines 
Entscheides erfüllt sind; sie kann das Verfahren und den Entscheid vorerst auf diese 
Fragen beschränken. 

2 Der Erlass eines Entscheides setzt namentlich voraus: 
1. örtliche und sachliche Zuständigkeit; 
2. Partei- und Verfahrensfähigkeit; 
3. Vertretungsbefugnis der Parteivertreter; 

4. Bestehen eines besonderen Berührtseins und eines schutzwürdi-
gen Interesses am Entscheid; 

5. frist- und formgerechte Rechtsvorkehr. 
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3 Fehlt eine Voraussetzung für den Erlass eines Entscheides, tritt die Behörde auf die 
Sache nicht ein. 

V. BESONDERE VERFAHREN VOR DEN VERWALTUNGSBEHÖRDEN 

§ 60b Abs. 2     2. Ergänzende Bestimmungen 

1 Das Einwendungsverfahren richtet sich unter dem Vorbehalt abweichender Regelun-
gen in der Spezialgesetzgebung sinngemäss nach § 70, 73-75 und 79. 

2 Die Einwendung ist der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller spä-
testens nach Ablauf der Auflagefrist zur Stellungnahme zuzustellen. 

3 Die Verwaltungsbehörde versucht in der Regel eine gütliche Einigung herbeizuführen. 

Art. 64 Abs. 1  4. Ergänzende Bestimmungen 

1 Das Einspracheverfahren richtet sich unter dem Vorbehalt abwei-
chender Bestimmungen sinngemäss nach Art. 70–75 sowie Art. 79. 

2 Auf Antrag des Einsprechers hat die Behörde eine Einspracheverhandlung durchzu-
führen. 

VI. RECHTSMITTELVERFAHREN 

A. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 69a Rechtsverweigerungen oder Rechtsverzögerungen 

1 Rechtsverweigerungen oder Rechtsverzögerungen können mit dem 
gegen den Entscheid zulässigen Rechtsmittel angefochten werden. 

2 Heisst die angerufene Instanz das Rechtsmittel gut, weist sie die zu-
ständige Behörde an, binnen angemessener Frist einen Entscheid zu 
erlassen. 

Art. 70 Legitimation 

1 Zur Einreichung eines Rechtsmittels ist berechtigt, wer: 
1. vor der Vorinstanz am Verfahren teilgenommen oder keine Mög-

lichkeit zur Teilnahme erhalten hat; 
2. durch den angefochtenen Entscheid besonders berührt ist; und 
3. ein schutzwürdiges Interesse an der Aufhebung oder Änderung des 

Entscheides hat. 

2 Zur Einreichung eines Rechtsmittels berechtigt sind ferner Personen, 
Organisationen und Behörden, denen die Gesetzgebung dieses Recht 
einräumt. 
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Art. 71 Fristen 

1 Das Rechtsmittel ist binnen 20 Tagen nach Eröffnung des Entschei-
des einzureichen; besondere Bestimmungen bleiben vorbehalten. 

2 Gegen das Verweigern oder Verzögern eines Entscheides kann je-
derzeit Beschwerde geführt werden. 

Art. 76 Rechtschriftenwechsel 
1. erster Schriftenwechsel 

1 Wird das Rechtsmittel nicht sofort als unzulässig erklärt oder abge-
wiesen, ist die Vernehmlassung der Gegenpartei und der Vorinstanz 
einzuholen. 

2 Die Vernehmlassung ist binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustellung 
einzureichen. 

3 Diese Frist kann in besonders dringenden Fällen verkürzt oder, wenn 
vor Fristablauf ein Gesuch gestellt und ein ausreichender Grund glaub-
haft gemacht wird, auf höchstens 40 Tage verlängert werden. 

Art. 77 2. zweiter Schriftenwechsel 

1 Die Replik ist binnen 20 Tagen seit der Zustellung der Vernehmlas-
sung einzureichen. 

2 Die Duplik ist binnen 20 Tagen seit der Zustellung der Replik einzu-
reichen. 

3 Diese Frist kann in besonders dringenden Fällen verkürzt werden. 

Art. 77a 3. weitere Bestimmungen 

1 Die Art. 73-75 sind sinngemäss anwendbar. 

2 Die Rechtsschriften sind den Parteien zuzustellen. 

B. Rechtsschutz 

1. Verwaltungsbeschwerde 

Art. 80 Abs. 1 Begriff 

1 Die Verwaltungsbeschwerde ist die schriftliche Anfechtung eines 
Entscheides einer unteren Verwaltungsbehörde bei der oberen Verwal-
tungsbehörde. 
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2 Die obere Verwaltungsbehörde ist verpflichtet, den angefochtenen Entscheid zu über-
prüfen, die Sache zu entscheiden oder zum neuen Entscheid an die Vorinstanz zurückzu-
weisen. 

Art. 81 Zulässigkeit, Zuständigkeit 

1 Erstinstanzliche Entscheide einer Verwaltungsbehörde können mit 
Verwaltungsbeschwerde beim Regierungsrat angefochten werden. 

2 Vorbehalten bleiben abweichende Bestimmungen des Bundes und 
des Kantons. 

Art. 83 Aufgehoben 

2. Verwaltungsgerichtsbeschwerde 

Art. 88 Abs. 1 Begriff 

1 Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist die schriftliche Anfechtung 
eines letztinstanzlichen Entscheides einer Verwaltungsbehörde beim 
Verwaltungsgericht. 

2 Das Verwaltungsgericht ist verpflichtet, den angefochtenen Entscheid zu überprüfen, 
die Sache zu entscheiden oder zum neuen Entscheid an die zuständige Instanz zurück-
zuweisen. 

Art. 89 Zulässigkeit, Zuständigkeit 

1 Letztinstanzliche Entscheide einer Verwaltungsbehörde können mit 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Verwaltungsgericht angefochten 
werden. 

2 Vorbehalten bleiben abweichende Bestimmungen des Bundes und 
des Kantons. 

Art. 91 Neue Tatsachen und Anträge 

1 Im Beschwerdeverfahren vor dem Verwaltungsgericht können die 
Parteien und die Vorinstanz neue Tatsachen geltend machen und sich 
auf neue Beweismittel berufen. 

2 Die Parteien können die im vorinstanzlichen Verfahren zur Sache ge-
stellten Anträge nicht ausdehnen oder inhaltlich ändern. 
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Art.  93 Verhandlung 

Das Verwaltungsgericht ordnet auf Antrag einer Partei oder von Amtes 
wegen eine Parteiverhandlung an, sofern eine solche zur Wahrung der 
Parteirechte notwendig oder zweckmässig erscheint. 

3. Verwaltungsgerichtliche Klage 

Art. 95 Begriff, Zulässigkeit 

1 Die verwaltungsgerichtliche Klage ist das schriftliche Gesuch an das 
Verwaltungsgericht, folgende Streitigkeiten zu beurteilen: 
1. Streitigkeiten aus öffentlich-rechtlichen Verträgen; 
2. öffentlich-rechtliche Streitigkeiten zwischen Gemeinwesen, Anstal-

ten, Korporationen und anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts; 

3. Streitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche zwischen Ge-
meinwesen, Anstalten, Korporationen und anderen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts und ihren Funktionärinnen und Funktionä-
ren; 

4. andere Streitigkeiten, für welche die Gesetzgebung die verwal-
tungsgerichtliche Klage vorsieht. 

2 Sie ist zulässig, sofern die Gesetzgebung kein anders Rechtsmittel 
vorsieht. 

3 Sie ist unzulässig, sofern die Gesetzgebung eine Behörde zum Er-
lass einer Verfügung über solche Streitigkeiten ermächtigt. 

Art. 96 Aufgehoben 

Art. 103 Verhandlung 

Das Verwaltungsgericht ordnet auf Antrag einer Partei oder von Amtes 
wegen eine Parteiverhandlung an, sofern eine solche zur Wahrung der 
Parteirechte notwendig oder zweckmässig erscheint. 

VIa. AUFSICHTSBESCHWERDE 

Art. 111 Zulässigkeit 

1 Aufsichtsbeschwerde kann erhoben werden wegen: 
1. Missbrauch der Amtsgewalt; 
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2. willkürlicher Ausübung amtlicher Befugnisse. 

2 Sie ist zulässig, sofern die Gesetzgebung kein Rechtsmittel vorsieht. 

Art. 113 Frist 

Richtet sich die Aufsichtsbeschwerde gegen eine bestimmte Handlung, 
ist sie binnen 20 Tagen seit der Mitteilung oder Kenntnisnahme einzu-
reichen; in allen anderen Fällen ist sie binnen nützlicher Frist einzu-
reichen. 

Art. 114 Verfahren 

1 Der Eingang der Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich zu bestätigen. 

2 Die Aufsichtsinstanz erledigt die Aufsichtsbeschwerde in einem form-
losen, raschen Verfahren. 

3 Die Aufsichtsbeschwerde verleiht weder Parteirechte noch Anspruch 
auf einen Entscheid. 

Art. 114a Erledigung 

1 Die Aufsichtsinstanz trifft die erforderlichen Massnahmen. 

2 Die Art der Erledigung wird der Beschwerdeführerin oder dem Be-
schwerdeführer mitgeteilt. 

Art. 134 Aufgehoben 

IX. ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Art. 140a Übergangsbestimmungen zur Änderung vom  
27. Mai 20151 
1. anwendbares Recht 

1 Einwendungs-, Einsprache- und Rechtsmittelverfahren, die bei In-
krafttreten dieses Gesetzes hängig sind, werden von der nach bisheri-
gem Recht zuständigen Instanz und nach den bisherigen Verfahrensbe-
stimmungen beendet. 

2 Gegen Verwaltungsbeschwerdeentscheide kommunaler Instanzen 
nach bisherigem Recht ist Beschwerde beim Regierungsrat zu erheben. 

3 Gegen Verwaltungsbeschwerdeentscheide kantonaler Instanzen 
nach bisherigem Recht ist Beschwerde beim Verwaltungsgericht zu 
erheben. 
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4 Bei laufenden Rechtsmittelfristen gelangen Abs. 2 und 3 zur Anwen-
dung; Beschwerden sind der zuständigen Instanz zu überweisen. 

Art. 140b 2. formelle Änderungen 

1 In den Paragrafen 3, 61 und 141 wird der Begriff „Verordnung“ durch 
den Begriff „Gesetz“ ersetzt; die unmittelbar mit der Begriffsänderung 
zusammenhängenden grammatikalischen Änderungen sind vorzuneh-
men. 

2 Die Paragrafen werden neu als Artikel bezeichnet. 

3 Paragraf 2a wird zu Artikel 2. 

2. Gesetz vom 27. April 1969 über Erwerb und Verlust des Kan-
tons- und des Gemeindebürgerrechts (Kantonales Bürger-
rechtsgesetz, kBüG)3 

IV. RECHTSPFLEGE 

Art. 29 Feststellungsentscheid 

Über den Bestand eines Kantons- oder Gemeindebürgerrechts ent-
scheidet der Regierungsrat; er hat den Gemeinderat anzuhören. 

Art. 29a Beschwerde 

1 Gegen Entscheide der Gemeindeversammlung gemäss Art. 18 Ziff. 2 
kann binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustellung Beschwerde beim Re-
gierungsrat erhoben werden. 

2 Gegen Beschwerdeentscheide des Regierungsrates sowie Entschei-
de des Landrates gemäss Art. 20 Ziff. 2 kann binnen 20 Tagen nach 
erfolgter Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsgericht erhoben wer-
den. 

3 Im Übrigen richten sich die Rechtsmittel nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

4 Der Regierungsrat ist berechtigt, im Namen des Kantons gegen Ent-
scheide des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements in Bür-
gerrechtsangelegenheiten Beschwerde zu erheben; die gleiche Befug-
nis steht dem Gemeinderat zu. 



Rechtsmittel im Verwaltungsverfahren 

10  

3. Gesetz vom 16. September 2009 über Niederlassung und 
Aufenthalt (NAG)4 

Art. 24-25 Aufgehoben 

4. Einführungsgesetz vom 25. Juni 2008 zum Bundesgesetz 
über die Ausländerinnen und Ausländer sowie zum Asylge-
setz (EG zum Ausländerrecht)5 

Art. 17 Rechtsmittel 

1 Gegen Verfügungen kann unter Vorbehalt der Verfügungen gestützt 
auf Art. 74-78 AuG Verwaltungsbeschwerde erhoben werden. 

2 Gegen Verfügungen gestützt auf Art. 74 AuG kann binnen 20 Tagen 
nach erfolgter Zustellung Beschwerde bei der Einzelrichterin oder beim 
Einzelrichter für Zwangsmassnahmen erhoben werden.  

Art. 19 Abs. 1  Kosten des Gerichtsverfahrens 

1 Die Verlegung und die Bemessung der Prozesskosten richten sich 
nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2 und dem Prozesskostenge-
setz6. 

2 Die Einzelrichterin oder Einzelrichter für Zwangsmassnahmen kann im Entscheid fest-
legen, dass auf die Rückvergütung der Gerichts- und Verbeiständungskosten, die im 
Rahmen der unentgeltlichen Rechtspflege gewährt wurden, verzichtet wird, sofern die 
Person die Schweiz zu verlassen hat. 

Art. 20 Aufgehoben 

5. Gesetz vom 26. März 1997 über die politischen Rechte im 
Kanton (Wahl- und Abstimmungsgesetz, WAG)7 

VIII. RECHTSSCHUTZ 

Art. 77 Abs. 1  Verwaltungsbeschwerde 

1 Gegen Entscheide der Stimmregisterführerin oder des Stimmregister-
führers, des kommunalen Abstimmungsbüros, der Staatskanzlei und 
des kantonalen Abstimmungsbüros kann Beschwerde beim Regierungs-
rat erhoben werden. 
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2 Mit der Verwaltungsbeschwerde können auch Unregelmässigkeiten bei Wahlen und 
Abstimmungen geltend gemacht werden. 

Art. 78 Verfassungsgerichtsbeschwerde 

1 Gegen Beschwerdeentscheide des Regierungsrates gemäss Art. 77 
kann Beschwerde beim Verfassungsgericht erhoben werden. 

2 Gegen Entscheide des Regierungsrates und des Landrates über die 
Ausübung der politischen Rechte und über die Gültigkeit von Wahlen 
und Abstimmungen kann Beschwerde beim Verfassungsgericht erho-
ben werden; davon ausgenommen sind die Entscheide gemäss Art. 21, 
34 sowie 38 Abs. 1. 

Art. 78a Frist 

1 Die Beschwerde ist binnen 3 Tagen nach erfolgter Zustellung bezie-
hungsweise nach Publikation des Entscheides einzureichen. 

2 Soll eine Unregelmässigkeit oder ein Entscheid, der nicht zugestellt 
oder publiziert worden ist, angefochten werden, beginnt die Frist mit 
dem Zeitpunkt, in welchem die Beschwerdeführerin oder der Beschwer-
deführer von den Unregelmässigkeiten beziehungsweise vom Entscheid 
Kenntnis erhalten hat oder erhalten haben muss. 

Art. 80 Aufschiebende Wirkung 

1 Beschwerden haben aufschiebende Wirkung. 

2 Keine aufschiebende Wirkung haben Beschwerden: 
1. bei Wahlen; 
2. wenn sich die Beschwerde auf eine Abstimmung bezieht und die 

Beschwerde vor dem Abstimmungstag eingereicht worden ist; 
3. gegen Verfügungen und Entscheide gemäss Art. 10 Abs. 4. 

3 Wird einer Beschwerde bei Wahlen durch die Beschwerdeinstanz die 
aufschiebende Wirkung erteilt, haben die bisherigen Amtsinhaberinnen 
und Amtsinhaber bis zum rechtskräftigen Entscheid Sitz und Stimme. 

6. Gesetz vom 4. Februar 1998 über die Organisation und die 
Geschäftsführung des Landrates (Landratsgesetz)8 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über die Organisation und die Geschäftsführung des Landrates 
(Landratsgesetz, LRG)  
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Art. 43 Abs. 2 Auskunftspflicht 

1 Personen aus der Verwaltung sind verpflichtet, der Untersuchungskommission über 
Wahrnehmungen bezüglich des Untersuchungsgegenstandes, die sie in Ausübung ihres 
Dienstes gemacht haben und die ihre dienstlichen Obliegenheiten betreffen, wahrheits-
gemäss Auskunft zu erteilen sowie allfällige Akten zu nennen, die den Gegenstand der 
Untersuchung betreffen. 

2 Das Recht zur Zeugnisverweigerung richtet sich nach dem Verwal-
tungsrechtspflegegesetz2. 

7. Gesetz vom 28. April 1974 über die Organisation und Verwal-
tung der Gemeinden (Gemeindegesetz, GemG)9 

Art. 148 Abs. 4  4. Folgen 

1 Die austretende Gemeinde muss auf den Zeitpunkt ihres Austrittes alle ihr nach der 
Gesetzgebung und den Statuten obliegenden Leistungen erfüllen. 

2 Sie hat nur dann Anspruch auf einen Anteil am Vermögen des Gemeindeverbandes, 
wenn sich für diesen aus dem Austritt vermögensrechtliche Vorteile ergeben. 

3 Die dem Gemeindeverband durch den Austritt einer Gemeinde erwachsenden Kosten 
gehen zulasten der austretenden Gemeinde. 

4 Können sich die Beteiligten über die Folgen eines Austrittes nicht ei-
nigen, entscheidet der Regierungsrat. 

VI. RECHTSMITTEL 

Art. 212 Einsprache 

1 Gegen Verfügungen von Kommissionen der Gemeinde, von einzel-
nen Mitgliedern des administrativen Rates, von Amtstellen oder von 
Verwaltungsangestellten der Gemeinde kann binnen 20 Tagen nach 
erfolgter Zustellung bei der verfügenden Instanz Einsprache erhoben 
werden. 

2 Die Gemeinden können in ihren Reglementen gegen Entscheide des 
administrativen Rates eine Einsprachemöglichkeit vorsehen, sofern 
nicht eine Koordination mit Verfahren anderer Instanzen erforderlich ist. 

Art. 213-218 Aufgehoben 
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Art. 219 Verfassungsgerichtsbeschwerde 
1. Vorverfahren 

1 Der Regierungsrat beurteilt Beschwerden über die Ausübung der po-
litischen Rechte und über die Gültigkeit von Wahlen und Abstimmungen 
in den Gemeinden. 

2 Zur Beschwerde gemäss Abs. 1 legitimiert sind jede Aktivbürgerin 
und jeder Aktivbürger der Gemeinde beziehungsweise der dem Ge-
meindeverband angeschlossenen Gemeinden sowie politische Interes-
sengruppen, wenn sie als juristische Person konstituiert und in der Ge-
meinde politisch tätig sind. 

3 Die Beschwerde gemäss Abs. 1 kann binnen 3 Tagen nach erfolgter 
Zustellung des Entscheides beziehungsweise nachdem die Beschwer-
deführerin oder der Beschwerdeführer vom Entscheid oder von Unre-
gelmässigkeiten Kenntnis erhalten hat oder erhalten haben muss, erho-
ben werden. 

4 Gegen Entscheide des Regierungsrates, die auf Grund schwerer 
Pflichtverletzungen einer Gemeinde das Recht der Selbstverwaltung 
ganz oder teilweise entziehen oder andere Massnahmen anordnen, 
kann durch den administrativen Rat binnen 20 Tagen Verwaltungsbe-
schwerde beim Landrat erhoben werden. 

Art. 220 2. Beschwerdegründe 

Das Verfassungsgericht beurteilt Beschwerden: 
1. über die Ausübung der politischen Rechte und über die Gültigkeit 

von Wahlen und Abstimmungen in den Gemeinden nach erfolgter 
Beurteilung durch den Regierungsrat gemäss Art. 219 Abs. 1; 

2. über die Rechtmässigkeit von Verordnungen und Reglementen der 
Gemeinden und Gemeindeverbände; 

3. gegen Entscheide des Landrates gemäss Art. 219 Abs. 4; 
4. gegen Entscheide des Regierungsrates gemäss Art. 144 Abs. 2, 

Art. 146 Abs. 3, Art. 148 Abs. 4 und Art. 149 Abs. 3; 
5. gegen Entscheide des administrativen Rates beziehungsweise des 

Einwohnerrates über die verfassungsmässige Zulässigkeit der An-
träge zuhanden der Stimmberechtigten. 

Art. 221 3. Legitimation 

Zur Einreichung von Verfassungsgerichtsbeschwerden sind befugt: 
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1. im Falle von Art. 220 Ziff.1 die gemäss Art. 219 Abs. 2 Legitimier-
ten; 

2. im Falle von Art. 220 Ziff. 2 jede Aktivbürgerin und jeder Aktivbür-
ger der Gemeinde beziehungsweise der dem Gemeindeverband 
angeschlossenen Gemeinden; 

3. im Falle von Art. 220 Ziff. 3 der administrative Rat und der Regie-
rungsrat; 

4. im Falle von Art. 220 Ziff. 4 der administrative Rat und der betroffe-
ne Gemeindeverband; 

5. im Falle von Art. 220 Ziff. 5 die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler. 

Art. 222 4. Beschwerdefrist 

1 Verfassungsgerichtsbeschwerden gemäss Art. 220 Ziff. 1 und 5 sind 
binnen 3 Tagen einzureichen.  

2 Im Übrigen gelten die Beschwerdefristen der Verordnung über das 
Verfahren vor dem Verfassungsgericht10. 

Art. 224 Aufgehoben 

8. Gesetz vom 21. Oktober 2009 über den Finanzhaushalt der 
Gemeinden (Gemeindefinanzhaushaltsgesetz, GemFHG)11 

Art. 88 Rechtsmittel 

Die Zulässigkeit der Einreichung von Rechtsmitteln und das Rechtsmit-
telverfahren richten sich nach dem Gemeindegesetz9 und dem Verwal-
tungsrechtspflegegesetz2. 

9. Gesetz vom 24. April 1988 über die Einführung des Schwei-
zerischen Zivilgesetzbuches (Einführungsgesetz zum Zivil-
gesetzbuch, EG ZGB)12 

Art. 34  Verfahrensrecht 

Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2, 
soweit nicht Bundesrecht gilt.  
  



Rechtsmittel im Verwaltungsverfahren   

 15 

Art. 82 Einsprache 

Gegen Beschlüsse der kommunalen Teilungsbehörde kann binnen 20 
Tagen nach erfolgter Zustellung Einsprache erhoben werden. 

Art. 83f Abs. 2 Gebiete mit dauernden Bodenverschiebungen 

1 Der Regierungsrat bezeichnet die Gebiete mit dauernden Bodenverschiebungen im 
Sinne von Art. 660a ZGB. 

2 Gegen den Entscheid über die Zugehörigkeit eines Grundstückes zu 
einem solchen Gebiet kann binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustellung 
beim Regierungsrat Einsprache erhoben werden. 

3 Die Zugehörigkeit eines Grundstückes zu einem solchen Gebiet ist im Grundbuch an-
zumerken. 

10. Vollziehungsverordnung vom 29. Juni 1994 zum Gesetz über 
die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches be-
treffend das herrenlose Land und den Untergrund (Vollzie-
hungsverordnung 2 zum EG ZGB)13 

§ 1 Stimmberechtigte 

Verleihungen zur Benützung des Untergrundes für Ausbeutung, Produk-
tion und Lagerung sowie deren vorbereitende Handlungen mit Ausnah-
me der Grundwasser- und Erdwärmenutzung bedürfen gemäss Art. 52 
Ziff. 6 der Kantonsverfassung der Genehmigung der Stimmberechtigten. 

§ 16 Aufgehoben 

11. Gesetz vom 25. Juni 2008 zum Schutz der Persönlichkeit 
(Persönlichkeitsschutzgesetz, PSchG)14 

Art. 10 Abs. 2 und 3 Gerichtliche Beurteilung 

1 Die ausgewiesene Person kann binnen 5 Tagen seit Eröffnung der Ausweisungsverfü-
gung diese beim Kantonsgericht als Einzelgericht auf ihre Rechtmässigkeit überprüfen 
lassen. Das Gesuch um gerichtliche Beurteilung der polizeilichen Ausweisung ist, unter 
Beilage der Verfügung, schriftlich und begründet einzureichen. Dem Gesuch kommt keine 
aufschiebende Wirkung zu. 

2 Der Entscheid erfolgt aufgrund der Akten und der Vorbringen. Die er-
forderlichen Massnahmen zur Feststellung des Sachverhaltes sind von 
Amtes wegen zu treffen. Es kann eine mündliche Verhandlung durchge-
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führt werden. Das Kantonsgericht als Einzelgericht erlässt seinen Ent-
scheid binnen 4 Arbeitstagen seit Eingang des Gesuches. 

3 Gegen den Entscheid des Kantonsgerichts als Einzelgericht kann 
binnen 5 Tagen Beschwerde beim Obergericht erhoben werden.  

12. Gesetz vom 19. Dezember 2012 über die Flurgenossenschaf-
ten (Flurgenossenschaftsgesetz, FlurG)15 

Art. 26 Verfahrenskosten  

1 Wird eine Beschwerde gegen einen Schätzungsentscheid gutgeheis-
sen, sind die amtlichen Kosten und die Parteientschädigung an die be-
schwerdeführende Partei in der Regel durch die Flurgenossenschaft zu 
tragen. 

2 Der Kanton hat einen angemessenen Teil der amtlichen Kosten und 
der Parteientschädigung zu tragen, wenn der Schätzungskommission 
grobe Verfahrensfehler oder offenbare Rechtsverletzungen zur Last 
fallen. 

13. Gesetz vom 26. April 1964 über das Grundbuch (Grundbuch-
gesetz, GBG)16 

Art. 16 Abs. 2 und 3  b) Entscheidung 

1 Im Verfahren nach Art. 15 Abs. 2 hat die Bereinigungskommission vorerst eine gütliche 
Einigung unter den Parteien anzustreben. 

2 Ist dies nicht möglich, hat sie über den Streitgegenstand einen Ent-
scheid zu fällen und den Parteien hierüber schriftliche Mitteilung zu ma-
chen mit der Anzeige, dass der Entscheid endgültig sei, wenn nicht 
binnen 30 Tagen Klage beim Zivilgericht erhoben werde; eine Verhand-
lung vor der Schlichtungsbehörde ist nicht erforderlich. 

3 Das Verfahren vor der Bereinigungskommission ist formlos; die Be-
reinigungskommission erhebt für ihre Entscheidungen keine Gebühren. 

Art. 16a 3. Verwaltungsgericht 

1 Gegen Beschwerdeentscheide der Bereinigungskommission gemäss 
Art. 15 Abs. 1 kann Beschwerde beim Verwaltungsgericht erhoben wer-
den. 

2 Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2. 
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14. Vollziehungsverordnung vom 11. Juli 1964 zum Gesetz über 
das Grundbuch (Kantonale Grundbuchverordnung, kGBV)17 

§ 11 Abs. 2  Beschwerdeverfahren 

1 Erachtet der Bereinigungsbeamte ein im kantonalen Grundbuch eingetragenes oder im 
Bereinigungsverfahren angemeldetes Rechtsverhältnis nicht als eintragungsfähig, hat er, 
sofern eine Verständigung nicht erzielt werden kann, eine abweisende Verfügung zu 
erlassen, gegen die innerhalb zehn Tagen Beschwerde an die Bereinigungskommission 
erhoben werden kann. 

2 Aufgehoben 

3 Über die Beschwerdefälle ist ein besonderes Verzeichnis zu führen, in dem auch die 
Erledigung zu vermerken ist.  

15. Gesetz vom 14. Dezember 2011 über Geoinformation (Kanto-
nales Geoinformationsgesetz, kGeoIG)18 

Art. 48 Aufgehoben 

16. Gesetz vom 19. Oktober 2011 über die Kosten im Verfahren 
vor den Gerichten und den Justizbehörden (Prozesskosten-
gesetz, PKoG)6 

Änderung des Ingresses: 

Der Landrat von Nidwalden, 

gestützt auf Art. 60 der Kantonsverfassung, in Ausführung von Art. 96 
der Schweizerischen Zivilprozessordnung vom 19. Dezember 2008 
(ZPO)19, Art. 424 der Schweizerischen Strafprozessordnung vom 5. Ok-
tober 2007 (StPO)20, Art. 78 des Gesetzes vom 9. Juni 2010 über die 
Gerichte und die Justizbehörden (Gerichtsgesetzes, GerG)21 und 
Art. 116 des Gesetzes vom 8. Februar 1985 über das Verwaltungsver-
fahren und die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechtspflegege-
setz, VRG)2, 

Art. 4 Abs. 3 Herabsetzung der Gebühr 

1 Handelt es sich um einen besonders einfachen Fall oder lassen es die Umstände 
sonst als angezeigt erscheinen, kann die Gebühr ohne Bindung an den vorgegebenen 
Rahmen angemessen herabgesetzt oder ausnahmsweise auf die Erhebung der Gebühr 
verzichtet werden. 

2 Wird ein Streitfall ohne materiellen Entscheid erledigt, beträgt die Gebühr höchstens 
drei Viertel der ordentlichen Gebühr. 
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3 Bei Entscheiden, die gemäss Art. 239 Abs. 1 ZPO19, Art. 82 Abs. 1 
StPO20 oder Art. 56 Abs. 2 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes2 ohne 
schriftliche Begründung eröffnet werden, ist die Gebühr nach Ermessen, 
mindestens jedoch um 20 Prozent, herabzusetzen. Im Dispositiv sind 
die ordentliche und die herabgesetzte Gebühr festzusetzen. Verlangt 
eine Partei die vollständige Ausfertigung des Entscheides, hat sie die 
Differenz zwischen der ordentlichen und der herabgesetzten Gebühr zu 
bezahlen. Bei Entscheiden im summarischen Verfahren kann auf die 
Herabsetzung der Gebühr verzichtet werden. 

Art. 47 Abs. 4  Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

1 Im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht als Einzelgericht beträgt das ordentliche 
Honorar Fr. 400.– bis Fr. 2'000.–. 

2 Im Beschwerdeverfahren vor dem Verwaltungsgericht als Kollegialgericht beträgt das 
ordentliche Honorar Fr. 400.– bis Fr. 6'000.–. 

3 Im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht als Versicherungsgericht beträgt das ordent-
liche Honorar Fr. 400.– bis Fr. 6'000.–. 

4 Bei Klagen vor dem Verwaltungsgericht berechnet sich das ordentli-
che Honorar nach Art. 42. 

17. Einführungsverordnung vom 1. Dezember 1993 zum Bun-
desgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Kantonale 
Opferhilfeverordnung)22 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsverordnung zum Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von 
Straftaten (Kantonale Opferhilfeverordnung, kOHV)  

§ 6 Aufgehoben 

§ 7 Legitimation 

1 Die Finanzdirektion ist zur Erhebung eines Rechtsmittels gegen Ver-
fügungen einer Beratungsstelle berechtigt. 

2 Im Übrigen richtet sich die Legitimation nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 
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§ 8 Verfahrensvorschriften, Kosten 

1 Für das Verfahren vor allen Instanzen gelten die Vorschriften des 
Verwaltungsrechtspflegegesetzes2. 

2 Verfügungen der Beratungsstelle sind nebst den Gesuchstellerinnen 
und Gesuchstellern auch der Finanzdirektion zuzustellen. 

3 Für Verfügungen der Beratungsstellen werden keine Kosten erhoben. 

18. Verordnung vom 8. Februar 1985 über das Verfahren vor dem 
Verfassungsgericht (Verfassungsgerichtsverordnung)10 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Verordnung über das Verfahren vor dem Verfassungsgericht (Verfas-
sungsgerichtsverordnung, VGV)  

§ 3 Ziff. 1  Legitimation 

Zur Einreichung der Verfassungsbeschwerde ist befugt: 

1. wer durch den angefochtenen Entscheid besonders berührt ist und 
ein schutzwürdiges Interesse an dessen Aufhebung oder Änderung 
hat; 

2. jede andere natürliche oder juristische Person oder Behörde, welche die Gesetzge-
bung dazu ermächtigt; 

3. in Streitigkeiten über die Rechtsmässigkeit eines Erlasses jeder, der durch den 
Erlass betroffen werden kann. 

§ 7 Ergänzende Bestimmungen 

Im Übrigen richtet sich das Verfahren vor dem Verfassungsgericht sinn-
gemäss nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2. 

19. Gesetz vom 27. Juni 2001 über die amtlichen Kosten (Gebüh-
rengesetz)23 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über die amtlichen Kosten (Gebührengesetz, GebG) 

Art. 27 Aufgehoben 
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20. Vollziehungsverordnung vom 9. November 1974 zum Gesetz 
über die öffentliche Beurkundung (Beurkundungsverord-
nung, BeurkV)24 

§ 4 Rechtsschutz 

1 Gegen Verfügungen der Beurkundungskommission kann binnen 20 
Tagen nach erfolgter Zustellung Einsprache erhoben werden. 

2 Gegen Einspracheentscheide der Beurkundungskommission kann 
binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustellung Beschwerde beim Verwal-
tungsgericht erhoben werden. 

3 Im Übrigen richtet sich das Einsprache- und Beschwerdeverfahren 
nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2. 

§ 50 Abs. 2 und 3  Retentionsrecht 

1 Die Urkundsperson besitzt an der von ihr errichteten öffentlichen Urkunde, an den ihr 
im Zusammenhang mit der Beurkundung anvertrauten Akten sowie an den ihr für die 
Vornahme einer Beglaubigung vorgelegten Dokumenten bis zur Bezahlung der Gebühren 
ein Retentionsrecht. 

2 Bei Streitigkeiten über dieses Retentionsrecht entscheidet die Beur-
kundungskommission durch Verfügung. 

3 Aufgehoben 

21. Verordnung vom 19. April 1994 über die Beurkundungsge-
bühren (Beurkundungsgebührenverordnung, BeurkGebV)25 

§ 10 2. Rechtsschutz 

1 Gegen die Festsetzung der Gebühren kann binnen 20 Tagen nach 
erfolgter Zustellung Beschwerde bei der Beurkundungskommission 
erhoben werden. 

2 Gegen Entscheide der Beurkundungskommission kann binnen 20 
Tagen nach erfolgter Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsgericht 
erhoben werden. 
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22. Gesetz vom 25. Oktober 2006 über das kantonale Gefängnis 
(Gefängnisgesetz, GefG)26 

Art. 51 Rechtsschutz 

1 Gegen Disziplinarverfügungen der Gefängnisverwaltung kann binnen 
fünf Tagen nach deren Empfang Beschwerde bei der Direktion erhoben 
werden. 

2 Gegen Disziplinarverfügungen der Direktion kann binnen fünf Tagen 
nach deren Empfang Beschwerde beim Regierungsrat erhoben werden. 

3 Gegen Entscheide der Rechtsmittelinstanzen kann binnen fünf Tagen 
nach erfolgter Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsgericht erhoben 
werden. 

4 Beschwerden haben keine aufschiebende Wirkung. 

23. Gesetz vom 17. April 2002 über das Bildungswesen (Bil-
dungsgesetz, BiG)27 

Art. 31-32   Aufgehoben 

24. Vollziehungsverordnung vom 27. März 1996 zum Gesetz über 
die Ausbildungsbeiträge (Stipendienverordnung, StipV)28 

§ 26 Einsprache 

Gegen Verfügungen der Direktion kann binnen 20 Tagen nach erfolgter 
Zustellung Einsprache erhoben werden. 

§ 27 Aufgehoben 

25. Gesetz vom 17. April 2002 über die Volksschule (Volksschul-
gesetz, VSG)29 

Art. 54 Abs. 4  Disziplin 

1 Die Lehrperson sorgt für Disziplin in der Schule. Verstösse erledigt sie selbstständig 
durch die Anordnung erzieherisch sinnvoller Massnahmen. Körperstrafen sind untersagt. 

2 Können disziplinarische Schwierigkeiten nicht in der Klasse gelöst werden, kann die 
Schulleitung folgende Massnahmen ergreifen: 
1. Aussprache; 
2. schriftlicher Verweis; 
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3. Versetzung in eine andere Klasse. 

3 Der Schulrat kann auf Antrag der Schulleitung folgende Massnahmen ergreifen: 
1. Wegweisung vom fakultativen Unterricht, wenn das fehlbare Verhalten damit im 

Zusammenhang steht; 
2. vorübergehende Wegweisung vom obligatorischen und fakultativen Unterricht bis 

höchstens vier Wochen; 
3. Versetzung in eine andere Schule. 

4 Aufgehoben 

Art. 80 Einsprache 

Gegen erstinstanzliche Entscheide kann binnen 20 Tagen nach erfolgter 
Zustellung Einsprache erhoben werden. 

Art. 81 Aufgehoben 

26. Einführungsgesetz vom 23. Januar 2008 zur Bundesgesetz-
gebung über die Berufsbildung (Kantonales Berufsbildungs-
gesetz, kBBG)30 

Art. 36 Einsprache 

Gegen erstinstanzliche Entscheide kann binnen 20 Tagen nach erfolgter 
Zustellung Einsprache erhoben werden. 

Art. 37 Aufgehoben 

27. Gesetz vom 7. Februar 2007 über die Kantonale Mittelschule 
(Mittelschulgesetz, MSG)31 

Art. 25 Abs. 4  Disziplin 

1 Die Lehrperson sorgt für Disziplin in der Schule. Verstösse erledigt sie selbstständig 
durch die Anordnung erzieherisch sinnvoller Massnahmen. Körperstrafen sind untersagt. 

2 Können disziplinarische Schwierigkeiten nicht in der Klasse gelöst werden, kann die 
Schulleitung folgende Massnahmen ergreifen: 
1. Aussprache; 
2. schriftlicher Verweis; 
3. Versetzung in eine andere Klasse. 

3 Der Mittelschulrat kann auf Antrag der Schulleitung folgende Massnahmen ergreifen: 
1. vorübergehende Wegweisung vom Unterricht bis höchstens vier Wochen; 
2. fristloser Ausschluss von der Mittelschule oder Ausschluss binnen bestimmter Frist. 

4 Aufgehoben 



Rechtsmittel im Verwaltungsverfahren   

 23 

5 Der Ausschluss kann nur verfügt werden, wenn dieser vorher in einem schriftlichen 
Verweis für den Fall angedroht wurde, dass die Schülerin oder der Schüler binnen einer 
bestimmten Frist die Vorschriften wieder schwer verletzt. 

Art. 27 Einsprache 

Gegen erstinstanzliche Entscheide kann binnen 20 Tagen nach erfolgter 
Zustellung Einsprache erhoben werden. 

Art. 28 Aufgehoben 

28. Gesetz vom 20. Oktober 2004 über die Förderung von Turnen 
und Sport (Sportgesetz)32 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über die Förderung von Turnen und Sport (Sportgesetz, SportG) 

Art. 17 Aufgehoben 

29. Gesetz vom 4. Februar 2004 über die Förderung des kulturel-
len Lebens (Kulturförderungsgesetz)33 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über die Förderung des kulturellen Lebens (Kulturförderungsge-
setz, KFG) 

Art. 18 Aufgehoben 

30. Einführungsgesetz vom 29. April 1979 zur Bundesgesetzge-
bung über den Schutz von Kulturgütern bei bewaffneten 
Konflikten34 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über den Schutz von Kul-
turgütern bei bewaffneten Konflikten (Kantonales Kulturgüterschutz-
gesetz, kKGSG) 

Art. 26 Aufgehoben 
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31. Gesetz vom 4. Februar 2004 über den Schutz der Kultur-
denkmäler (Denkmalschutzgesetz, DSchG)35 

Art. 45 Aufschiebende Wirkung von Beschwerden 

1 Beschwerden haben aufschiebende Wirkung. 

2 Keine aufschiebende Wirkung haben Beschwerden gegen: 
1. Schutzmassnahmen; 
2. vorsorgliche Massnahmen; oder 
3.  Einstellungsverfügungen gemäss Art. 47. 

Art. 47 Einstellungsverfügungen 

Dem Schutzzweck zuwiderlaufende Handlungen in Schutzgebieten oder 
an Schutzobjekten, die ohne oder entgegen einer kantonalen Bewilli-
gung ausgeführt werden, sind auf Verfügung der Direktion unverzüglich 
einzustellen. 

32. Gesetz vom 17. Dezember 2008 über die Aktenführung und 
die Archivierung (Archivierungsgesetz)36 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über die Aktenführung und die Archivierung (Archivierungsge-
setz, ArchG) 

Art. 31  Aufgehoben 

33. Gesetz vom 4. Februar 2004 über den Natur- und Land-
schaftsschutz (Naturschutzgesetz, NSchG)37 

Art. 44 Beschwerde gegen Schutzverordnungen 

Gegen Schutzverordnungen gemäss Art. 14 kann binnen 20 Tagen 
nach erfolgter Veröffentlichung Beschwerde beim Verwaltungsgericht 
erhoben werden. 

34. Einführungsgesetz vom 22. Oktober 2003 zur Bundesgesetz-
gebung über den Zivilschutz (Zivilschutzgesetz, kZSG)38 

Art. 24 Aufgehoben 
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35. Einführungsgesetz vom 17. März 2004 zur Bundesgesetzge-
bung über die wirtschaftliche Landesversorgung (Kantonales 
Landesversorgungsgesetz)39 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz zur Bundesgesetzgebung über die wirtschaftliche Landesver-
sorgung (Kantonales Landesversorgungsgesetz, kLVG) 

Art. 7 Rechtsmittel 

1 Gegen Entscheide gestützt auf Art. 23-28 LVG40 kann binnen 10 Ta-
gen nach erfolgter Zustellung Beschwerde bei der Direktion erhoben 
werden. Beschwerden haben keine aufschiebende Wirkung.  

2 Gegen Beschwerdeentscheide der Direktion kann gemäss Art. 38 Abs. 
2 LVG Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. 

3 Im Übrigen richten sich die Rechtsmittel nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

36. Gesetz über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht 
(Planungs- und Baugesetz, PBG)41 

Art. 169 Abs. 2 und 3 Rechtsmittel 

1 Gegen Verfügungen des Gemeinderates betreffend Gestaltungspläne gemäss Art. 28 
Abs. 3 kann binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustellung bei der Direktion Beschwerde 
erhoben werden. 

2 Gegen alle übrigen Verfügungen des Gemeinderates sowie Verfü-
gungen einer anderen kommunalen Baubewilligungsbehörde, der 
Stimmberechtigten der Gemeinde und der Direktion kann binnen 20 
Tagen nach erfolgter Zustellung beim Regierungsrat Beschwerde erho-
ben werden. 

3 Aufgehoben 

Art. 169a Rechtsmittelkoordination 

1 Für sämtliche Verfügungen die zusammen mit der Baubewilligung zu 
eröffnen sind, ist der Regierungsrat die Beschwerdeinstanz. 

2 Sieht das Bundesrecht für eine Verfügung, die zusammen mit der 
Baubewilligung zu eröffnen ist, eine Beschwerdefrist von mehr als 20 
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Tagen vor, so gilt diese Frist für sämtliche Entscheide, die gemeinsam 
eröffnet werden. 

Art. 170  Abs. 2 Legitimation, Behördenbeschwerde 

1 Die Befugnis zur Einreichung von Einwendungen und Beschwerden richtet sich nach 
der Gesetzgebung über die Verwaltungsrechtspflege2. 

2 Aufgehoben 

3 Die Direktion kann gegen die Verfügungen des Gemeinderats, die zusammen mit einer 
kantonalen Gesamtbewilligung oder kantonalen Gesamtstellungnahme eröffnet werden, 
Beschwerde beim Regierungsrat erheben; diese Verfügung ist Rahmen der Eröffnung an 
die Betroffenen gleichzeitig auch der Direktion zuzustellen. 

37. Verordnung vom 17. Mai 1989 über die Aussen- und Stras-
senreklamen (Reklameverordnung)42 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Verordnung über die Aussen- und Strassenreklamen (Reklameverord-
nung, ReklV) 

§ 48 Aufgehoben 

§ 48a Beschwerdebefugnis 

1 Fachstellen und Organisationen gemäss Art. 46 des Denkmalschutz-
gesetzes35 sind zur Beschwerde befugt. 

2 Im Übrigen richten sich das Verfahren und die Beschwerdebefugnis 
nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2. 

38. Gesetz vom 7. Februar 2001 über das öffentliche Beschaf-
fungswesen (Submissionsgesetz)43 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (Submissionsgesetz, 
SubmG) 

Art. 13 Beschwerde, Stillstand der Fristen 

1 Gegen Verfügungen im Sinne von Art. 10 kann binnen 10 Tagen 
nach erfolgter Eröffnung Beschwerde beim Verwaltungsgericht erhoben 
werden. 
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2 Die Bestimmungen des Verwaltungsrechtspflegegesetzes2 über den 
Stillstand der Fristen sind nicht anwendbar. 

39. Gesetz vom 29. April 1973 über den Feuerschutz (Feuer-
schutzgesetz, FSG)44 

Art. 57a Abs. 2 und 3 Rechtsmittel 

1 Gegen den Bezug der Ersatzabgabe durch das kantonale Steueramt kann binnen 20 
Tagen nach erfolgter Rechnungsstellung Beschwerde beim Feuerwehrinspektorat erho-
ben werden. 

2 Gegen diese Beschwerdeentscheide des Feuerwehrinspektorats 
kann binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustellung Beschwerde beim Ver-
waltungsgericht erhoben werden. 

3 Im Übrigen richten sich die Rechtsmittel nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

4 Streitigkeiten oder Schadenersatzansprüche von Motorfahrzeughalterinnen und -
haltern oder Grundeigentümerinnen und -eigentümern gegenüber Gemeinden sowie das 
Rückgriffsrecht gemäss § 145 Abs. 3 der Feuerschutzverordnung unterliegen der Beurtei-
lung durch die Zivilgerichte. 

40. Einführungsgesetz vom 29. April 1990 zur Bundesgesetzge-
bung über Fuss- und Wanderwege (Fuss- und Wanderweg-
gesetz, kFWG)45 

III. PLANUNGSVORSCHRIFTEN 

B. Planung des Fusswegnetzes 

Art. 18 Abs. 1  Genehmigung 

1 Der Fusswegplan bedarf der Genehmigung durch den Regierungsrat. 

2 Bei der Genehmigung sind die Pläne auf ihre Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Vorschriften und den Plänen der Nachbargemeinden zu überprüfen. 

3 Änderungen im Hinblick auf die Übereinstimmung mit den Nachbargemeinden dürfen 
im Genehmigungsentscheid nur nach erfolgter Anhörung der betreffenden Gemeinderäte, 
der kantonalen Fachorganisationen und der Betroffenen vorgenommen werden. 

4 Mit der Genehmigung ist über allfällige Beschwerden zu entscheiden. 
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Art. 19 Abs. 2 Verfahren 
1. Auflage 

1 Der Entwurf des Fusswegplans ist unter Hinweis auf die Möglichkeit zur Einwendung 
sowie zu Anregungen und Vorschlägen im Amtsblatt zu veröffentlichen und zusammen mit 
den Beilagen während 30 Tagen zur öffentlichen Einsicht bei der Gemeinde aufzulegen. 

2 Während der Auflagefrist können stimmberechtigte Personen sowie 
die gemäss dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2 Legitimierten schrift-
lich und begründet Einwendungen, Anregungen und Vorschläge einrei-
chen. 

C. Planung des Wanderwegnetzes 

Art. 22  Vorarbeiten 

1 Die erforderlichen Vorarbeiten sind unter Beizug von kantonalen 
Fachorganisationen durch eine vom Landrat gewählte Kommission zu 
leisten. 

2 Die bestehenden öffentlichen Wanderwege sind in den Wanderweg-
plan aufzunehmen. 

Art. 23 Abs. 2 Verfahren 
1. Auflage 

1 Der Entwurf des Wanderwegplans ist unter Hinweis auf die Möglichkeit zur Einwen-
dung sowie zu Anregungen und Vorschlägen im Amtsblatt zu veröffentlichen und zusam-
men mit den Beilagen während 30 Tagen zur öffentlichen Einsicht auf der Direktion und in 
den betroffenen Gemeinden aufzulegen. 

2 Während der Auflagefrist können stimmberechtigte Personen sowie 
die gemäss dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2 Legitimierten schrift-
lich und begründet Einwendungen, Anregungen und Vorschläge einrei-
chen. 

IV. BAU UND UNTERHALT DER FUSS- UND WANDERWEGE 

Art. 31  Einwendungsverfahren 

1 Während der Auflagefrist kann gegen das Ausführungsprojekt beim 
Gemeinderat Einwendung erhoben werden. 

2 Rügen, die bereits im Planungsverfahren hätten erhoben werden 
können, sind im Baubewilligungsverfahren nicht mehr zulässig. 
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V. RECHTSSCHUTZ 

Art. 35 Rechtsmittel 

1 Gegen Entscheide des Landrates gemäss Art. 25 kann binnen 20 
Tagen nach erfolgter Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsgericht 
erhoben werden. 

2 Im Übrigen richten sich die Rechtsmittel nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

Art. 36 Legitimation 

1 Sektionen schweizerischer Fachorganisationen, die seit mindestens 
10 Jahren im Kanton tätig sind und nach deren Statuten die Förderung 
von Fuss- oder Wanderwegen zu den dauernden Hauptaufgaben zählt, 
sind zur Erhebung einer Einwendung oder Beschwerde legitimiert, so-
weit sie an der Abweisung, Änderung oder Aufhebung des angefochte-
nen Beschlusses oder Entscheides ein schutzwürdiges Interesse ha-
ben. 

2 Im Übrigen richtet sich die Legitimation nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

41. Gesetz vom 24. April 1966 über den Bau und Unterhalt der 
Strassen (Strassengesetz, StrG)46 

Art. 19 Aufgehoben 

Art. 22a  3. Projektierung 
a) Aufgabe 

1 Mit der Projektierung ist festzulegen, welche allgemeinen Linienfüh-
rungen für eine Strasse in Betracht fallen. 

2 Nach erfolgter Wahl der Linienführung ist ein generelles Projekt be-
reitzustellen. 

Art. 22b b) Zuständigkeit 

1 Die Projektierung der Kantonsstrassen ist von der Direktion in Zu-
sammenarbeit mit den interessierten Instanzen des Kantons und den 
Gemeinden durchzuführen. 
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2 Die Projektierung der Gemeindestrassen ist Sache des Gemeinde-
rats, der die Direktion rechtzeitig zu verständigen hat, wenn durch die 
Projektierung kantonale Interessen berührt werden; auf Gesuch des 
Gemeinderats kann der Kanton die Projektierung der Gemeindestras-
sen auf Kosten der Gemeinde übernehmen. 

3 Die Projektierung der Privatstrassen ist von den interessierten 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern sowie den Inhaberinnen 
und Inhabern von Baurechten im Einvernehmen mit dem Gemeinderat 
durchzuführen. 

Art. 22c c) Auflage 

1 Der Entwurf der allgemeinen Linienführung ist unter Hinweis auf die 
Möglichkeit zur Einwendung im Amtsblatt zu veröffentlichen und zu-
sammen mit den Beilagen während 30 Tagen zur öffentlichen Einsicht 
auf der Direktion und in den betroffenen Gemeinden aufzulegen. 

2 Während der Auflagefrist können stimmberechtigte Personen und die 
gemäss dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2 Legitimierten sowie bei 
Kantonsstrassen der Gemeinderat der betroffenen Gemeinde bei der 
Direktion schriftlich und begründet Einwendungen, Anregungen und 
Vorschläge einreichen. 

3 Im Übrigen richtet sich die Legitimation nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

Art. 22d d) Behandlung der Eingaben 

1 Hat die Behandlung der Einwendungen, Anregungen und Vorschläge 
wesentliche Änderungen zur Folge, ist das Einwendungsverfahren zu 
wiederholen. 

2 Kann die Einwendung gegen die Projektierung einer Kantonsstrasse 
nicht gütlich erledigt werden, teilt der Regierungsrat der einwendenden 
Person mit, warum er dem Landrat die Abweisung der Einwendung 
beantragen werde. 

3 Der Regierungsrat nimmt zu den nicht berücksichtigten Anregungen 
und Vorschlägen gesamthaft und abschliessend in einem Bericht zu-
handen des Landrates Stellung. 

Art. 22e e) Entscheid 

1 Der Landrat entscheidet auf Antrag des Regierungsrates über die all-
gemeine Linienführung sowie den Regelquerschnitt (einschliesslich 
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Radstreifen und Trottoirs) von neu zu erstellenden oder auszubauenden 
Kantonsstrassen. 

2 Er entscheidet über die nicht erledigten Einwendungen. 

3 Für Gemeindestrassen, öffentliche Strasse privater Eigentümer und 
Privatstrassen fällt diese Entscheide der Gemeinderat.  

Art. 22f f) Beschwerde 

1 Gegen Entscheide des Landrates gemäss Art. 22e kann binnen 20 
Tagen nach Veröffentlichung Beschwerde beim Verwaltungsgericht 
erhoben werden. 

2 Bei Entscheiden des Gemeinderats richten sich die Rechtsmittel 
nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz2. 

Art. 23 Abs. 3 und 4 Vorsorgliche Freihaltung des Strassenraumes 
1. Errichtung von Projektierungszonen 

1 Die Strassenaufsichtsbehörde kann zur vorsorglichen Freihaltung des Strassenraumes 
Projektierungszonen festlegen; vor der Festlegung von Projektierungszonen für Kantons-
strassen sind die Gemeinden anzuhören. 

2 Die Festlegung der Projektierungszonen ist im Amtsblatt öffentlich bekanntzumachen, 
und die Pläne sind auf den Kanzleien der betroffenen Gemeinden während 30 Tagen 
aufzulegen. 

3 Während der Auflagefrist kann beim Regierungsrat Beschwerde ge-
führt werden, diese hat keine aufschiebende Wirkung.  

4 Die Rechtskraft der bereinigten Projektierungszonen ist im Amtsblatt 
öffentlich bekanntzumachen. 

Art. 31 Abs. 5  Einwendungsverfahren 

1 Das Strassenbauorgan legt das Ausführungsprojekt in den Gemeinden öffentlich auf; 
die durch den Strassenbau bedingten Veränderungen im Gelände sind durch Ausste-
ckungen kenntlich zu machen. 

2 Während der Auflagefrist von 30 Tagen können bei Ausführungsprojekten für Kantons-
strassen beim Kanton und bei solchen für Gemeindestrassen, öffentliche Strassen privater 
Eigentümer und Privatstrassen bei der Gemeinde Einwendung gegen das Ausführungs-
projekt oder die darin enthaltenen Baulinien erhoben werden. 

3 Einwendungsberechtigt sind Personen, die vom Ausführungsprojekt oder von den Bau-
linien in ihren Rechten oder rechtlich geschützten Interessen mittelbar oder unmittelbar 
beeinträchtigt werden. 

4 Über die Einwendungen entscheidet der Regierungsrat beziehungsweise der Gemein-
derat. 
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5 Rügen, die bereits gegen die Projektierung hätten erhoben werden 
können, sind im Ausführungsprojektverfahren nicht mehr zulässig. 

Art. 33 Abs. 2 und 3 Genehmigung der Ausführungsprojekte 

1 Nach Abschluss des Einwendungsverfahrens sind Ausführungsprojekte für Kantons-
strassen durch den Regierungsrat, solche für Gemeindestrassen, öffentliche Strassen 
privater Eigentümer und Privatstrassen durch den Gemeinderat zu genehmigen. 

2 Die Rechtskraft des Ausführungsprojektes und der Baulinien sind im 
Amtsblatt öffentlich bekanntzumachen. 

3 Beschwerden gegen die Festlegung der Baulinien haben keine auf-
schiebende Wirkung. 

Art. 48 Abs. 4  4. Vorkehren während der Bauausführung 

1 Das Strassenbauorgan trifft jene Vorkehren, die zur Sicherheit von Personen und Sa-
chen sowie zur Vermeidung von unzumutbaren Belästigungen der Anwohner notwendig 
sind. 

2 Werden durch die Bauarbeiten öffentliche Einrichtungen wie Verkehrswege, Leitungen 
und ähnliche Anlagen betroffen, so ist nach Massgabe des öffentlichen Interesses deren 
Fortbenützung zu ermöglichen. 

3 Die wirtschaftliche Nutzung des Grundeigentums während des Strassenbaus ist si-
cherzustellen. 

4 Die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sind verpflichtet, 
zeitweilige Schutzvorkehren sowie die nötigen Baueinrichtungen und 
Materialablagerungen neben der Strasse zu dulden; für den hieraus 
entstehenden Schaden ist voller Ersatz zu leisten, der im Streitfall durch 
die Enteignungskommission bestimmt wird. 

Art. 56 Abs. 2 Massnahmen zur Gewährleistung der  
Verkehrssicherheit 
1. Schutzvorrichtungen 

1 Vorübergehende Einrichtungen zum Schutz der Strassen vor nachteiligen Einwirkun-
gen der Natur, die ausserhalb des Strassengebietes angelegt werden müssen, sind von 
den Grundeigentümern zu dulden. 

2 Für den hieraus entstehenden Schaden ist voller Ersatz zu leisten, 
der im Streitfall durch die Enteignungskommission festzusetzen ist. 

3 Sind zum Schutz der öffentlichen Strassen und zur Sicherung des Verkehrs aus-
serhalb des eigentlichen Strassengebiets feste Schutzbauten notwendig, so kann das für 
diese Anlagen erforderliche Land im Enteignungsverfahren erworben werden. 

4 Der Träger der Strassenbaulast kann durch die Strassenaufsichtsbehörde zur Anord-
nung der erforderlichen Schutzvorrichtung verpflichtet werden. 



Rechtsmittel im Verwaltungsverfahren   

 33 

5 Die Kosten für Schutzvorrichtungen, die infolge von Veränderungen an benachbarten 
Grundstücken notwendig geworden sind, haben die Eigentümer dieser Grundstücke zu 
tragen, soweit die Veränderungen nicht auf Naturereignisse oder höhere Gewalt zurückzu-
führen sind. 

V. BESTIMMUNGEN ÜBER DAS STRASSENGEBIET UND SEINE BENÜTZUNG 

Art. 63 Abs. 4 Sondergebrauch 
1. allgemein 

1 Wenn die Strasse nicht vorwiegend zum Verkehr, sondern zu andern Zwecken benützt 
wird, oder wenn durch die Benützungsart der Strasse deren Gebrauch durch andere 
Strassenbenützer ausgeschlossen oder in vermeidbarer Weise beschränkt wird, liegt 
Sondergebrauch vor. 

2 Der Sondergebrauch der Strassen bedarf einer Bewilligung, die von den für die Si-
cherheit und Flüssigkeit des Verkehrs erforderlichen Bedingungen und Auflagen abhängig 
zu machen ist. 

3 Wer die Bewilligung erhält, hat dem Träger der Strassenbaulast alle Kosten zu erset-
zen, die diesem durch den Sondergebrauch entstehen; überdies können Gebühren erho-
ben werden, die nach dem wirtschaftlichen Vorteil des Sondergebrauchs zu bemessen 
sind. 

4 Die Gemeinden können durch Verfügung des Regierungsrats, Korpo-
rationen sowie Private durch Verfügung des Gemeinderats verpflichtet 
werden, ihre Strassen gegen volle Entschädigung für die Errichtung von 
Anlagen oder für Verkehrszwecke zur Verfügung zu stellen; die Ent-
schädigung wird im Streitfall durch die Enteignungskommission festge-
setzt. 

42. Vollziehungsverordnung vom 9. Juli 1966 zum Gesetz über 
den Bau und Unterhalt der Strassen (Strassenverordnung, 
StrV)47 

§ 12 Aufgehoben 

43. Gesetz vom 30. April 1967 über die Rechte am Wasser (Was-
serrechtsgesetz, WRG)48 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Art. 6  Duldungspflicht 

1 Die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sind verpflichtet, 
den Durchfluss bestehender Gewässer zu dulden. 
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2 Sie haben nach erfolgter Anzeige die vorübergehende Beanspru-
chung ihrer Grundstücke für Arbeiten im Zusammenhang mit der Pla-
nung von Nutzungsanlagen sowie für Wasserbau- oder Gewässerunter-
haltsarbeiten zu dulden; für den hieraus entstehenden Schaden ist vol-
ler Ersatz zu leisten, der im Streitfall durch die Enteignungskommission 
festgelegt wird. 

II. ORGANISATION 

Art. 7 Titel, Abs. 1 und Abs. 2 Ziff. 1  Aufsicht 

1 Die öffentlichen und privaten Gewässer unterstehen der Oberaufsicht 
des Regierungsrates; dieser ist zuständig für alle Verfügungen und Ent-
scheide, die nicht ausdrücklich einer anderen Verwaltungsbehörde zu-
gewiesen werden. 

2 Die unmittelbare Aufsicht obliegt: 

1. der Direktion für die Engelbergeraa und die Einmündungen von 
Steinibach und Buoholzbach; 

2. dem Gemeinderat für die übrigen öffentlichen und privaten Gewässer. 

3 Die Aufsichtsorgane wachen insbesondere darüber, dass die erforderlichen wasser-
baulichen Massnahmen getroffen werden, dass der Pflicht zum Gewässerunterhalt nach-
gekommen wird, und dass durch die Gewässernutzungen weder öffentliche noch private 
Interessen verletzt werden. 

Art. 8 Aufgehoben 

Art. 10 Rechtsmittel 

1 Streitigkeiten aus Verleihungen oder Bewilligungen sind unter Vorbe-
halt von Art. 42a durch die Verleihungs- oder Bewilligungsbehörde mit-
tels Verfügung zu entscheiden, soweit es sich nicht um private Rechte 
handelt. 

2 Im Übrigen richten sich die Rechtsmittel nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

III. WASSERBAU UND GEWÄSSERUNTERHALT 

Art. 14 Abs. 3 und 4 2. Einwendungsverfahren 

1 Wasserbauprojekte sind in den Gemeinden öffentlich aufzulegen; die durch die geplan-
ten Wasserbauarbeiten bedingten Veränderungen im Gelände sind durch Aussteckungen 
kenntlich zu machen. 
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2 Während der Auflagefrist von 30 Tagen kann gegen Wasserbauprojekte für die Engel-
bergeraa beim Kanton und gegen solche für die übrigen öffentlichen Gewässer bei der 
Gemeinde Einwendung erhoben werden. 

3 Über die Einwendungen entscheidet der Regierungsrat beziehungs-
weise der Gemeinderat. 

4 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz2. 

IV. NUTZUNG DER GEWÄSSER 

2. Verleihung von Wassernutzungsrechten 

Art. 42a Streitigkeiten 

1 Entstehen zwischen der Verleihungsnehmerin oder dem Verlei-
hungsnehmer und der Verleihungsbehörde Streitigkeiten über die sich 
aus dem Verleihungsverhältnis von Kraftnutzungen ergebenden Rechte 
und Pflichten, entscheidet, wenn durch die Gesetzgebung oder die Ver-
leihung nichts anderes bestimmt wird, auf Klage hin in erster Instanz 
das Verwaltungsgericht und in zweiter Instanz gemäss Art. 71 des Bun-
desgesetzes über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte49 das Bun-
desgericht. 

2 Entstehen zwischen der Verleihungsnehmerin oder dem Verlei-
hungsnehmer und anderen Nutzungsberechtigten Streitigkeiten über 
den Umfang ihrer Nutzungsrechte, entscheidet darüber das Zivilgericht. 

3. Bewilligung von Wassernutzungsrechten 

Art. 45 Einwendungsverfahren 

1 Über die Einwendungen entscheidet der Regierungsrat, soweit nicht 
das Zivilgericht über bestrittene Privatrechte zu befinden hat. 

2 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz2. 

6. Wasserversorgung 

Art. 62 Abs. 3 und 4  2. Entschädigung 

1 Die Beschränkung des Grundeigentums durch Schutzzonen begründet nur dann einen 
Anspruch auf Entschädigung, wenn sie eine der Enteignung ähnliche Wirkung hat. 
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2 Für die Entschädigungspflicht und die Bemessung der Entschädigung sind die Ver-
hältnisse beim Inkrafttreten der Eigentumsbeschränkung massgebend. 

3 Der Betroffene hat seine Ansprüche bei der Gemeinde anzumelden; 
werden die Ansprüche ganz oder teilweise bestritten, hat die Enteig-
nungskommission zu entscheiden. 

4 Aufgehoben 

44. Vollziehungsverordnung vom 6. Juli 1968 zum Gesetz über 
die Rechte am Wasser (Wasserrechtsverordnung, WRV)50 

§ 35  3. Beschwerdelegitimation 

Der Gemeinderat einer betroffenen Gemeinde ist berechtigt, gegen 
Entscheide des Regierungsrates binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustel-
lung Beschwerde beim Verwaltungsgericht zu erheben. 

45. Gesetz vom 16. Dezember 2009 über die sparsame Energie-
nutzung und die Förderung erneuerbarer Energien (Kantona-
les Energiegesetz, kEnG)51 

Art. 30 Rechtsschutz 

1 Im Rahmen eines Baubewilligungsverfahrens sind die Rechtsschutz-
bestimmungen der Planungs- und Baugesetzgebung41 anwendbar. 

2 Im Übrigen richten sich die Rechtsmittel nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

46. Einführungsgesetz vom 22. Oktober 2008 zur Bundesgesetz-
gebung über den Strassenverkehr (Kantonales Strassenver-
kehrsgesetz)52 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über den Strassenverkehr 
(Kantonales Strassenverkehrsgesetz, kSVG) 

Art. 20 Rechtsmittel 

1 Die Rechtsmittel richten sich nach dem Verwaltungsrechtspflegege-
setz2. 
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2 Die Rechtsmittelverfahren gemäss Art. 12 der Vereinbarung VSZ53, 
Art. 24 SVG54 sowie Art. 23 SVAG55 bleiben vorbehalten. 

47. Einführungsverordnung vom 10. Dezember 1997 zur Auto-
mobilkonzessionsverordnung (Personenbeförderungsver-
ordnung)56 

§ 8 Aufgehoben 

48. Einführungsgesetz vom 23. Februar 2000 zum Bundesgesetz 
über die Binnenschifffahrt (Schifffahrtsgesetz)57 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Binnenschifffahrt 
(Schifffahrtsgesetz, kBSG) 

Art. 17 Rechtsmittel 

1 Die Rechtsmittel richten sich nach dem Verwaltungsrechtspflegege-
setz2. 

2 Das Einsprache- und Beschwerdeverfahren gemäss Art. 12 der Ver-
einbarung VSZ53 bleiben vorbehalten. 

49. Gesetz vom 30. Mai 2007 zur Erhaltung und Förderung der 
Gesundheit (Gesundheitsgesetz, GesG)58 

Art. 89 Beschwerdeverfahren 

1 Beschwerden gegen Verfügungen oder Entscheide, die in Anwen-
dung dieses Erlasses ergehen, haben keine aufschiebende Wirkung. 

2 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz2. 

3 Vorbehalten bleiben die Rechtsmittel der Spezialgesetzgebung. 
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50. Einführungsgesetz vom 26. Januar 2005 zum Bundesgesetz 
über den Umweltschutz (Kantonales Umweltschutzgesetz, 
kUSG)59  

Art. 57 Aufgehoben 

Art. 58 Titel  Behördenbeschwerde 

1 Verfügungen von öffentlich-rechtlichen Anstalten, beauftragten Privaten, Strassenbau-
organen und Gemeinden, die sich auf das Umweltschutzrecht stützen, sind zusammen mit 
der Eröffnung an die Betroffenen gleichzeitig der kantonalen Umweltschutzfachstelle 
mitzuteilen. 

2 Die zuständige Direktion kann gegen diese Verfügungen das Rechtsmittel des kanto-
nalen Rechts ergreifen. 

51. Einführungsgesetz vom 1. April 2009 zum Bundesgesetz 
über den Schutz der Gewässer (Kantonales Gewässer-
schutzgesetz, kGschG)60 

Art. 35 Aufgehoben 

Art. 36 Titel  2. Behördenbeschwerde 

1 Die Direktion kann gegen Verfügungen von öffentlich-rechtlichen Anstalten, beauftrag-
ten Privaten und Gemeinden das erstinstanzliche Rechtsmittel des kantonalen Rechts 
ergreifen. 

2 Die Gemeinden können gegen Verfügungen sämtliche Rechtsmittel des kantonalen 
Rechts ergreifen, sofern sie ein rechtliches oder tatsächliches, schutzwürdiges Interesse 
an der Aufhebung oder Änderung eines Entscheides haben. 

52. Einführungsverordnung vom 16. November 1984 zur Bun-
desgesetzgebung über die Heimarbeit61 

§ 3 Aufgehoben 
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53. Vollziehungsverordnung vom 24. April 1996 zum Einfüh-
rungsgesetz zum Bundesgesetz über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (Ausgleichskassenverordnung)62 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Vollziehungsverordnung zum Einführungsgesetz zum Bundesgesetz 
über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (Ausgleichskassenver-
ordnung, AKV) 

§ 17 Verfahren 

Soweit die Bundesgesetzgebung und die kantonale Einführungsgesetz-
gebung keine anderslautenden Bestimmungen enthalten, richtet sich 
das Verfahren der Ausgleichskasse nach dem Verwaltungsrechtspfle-
gegesetz2. 

§ 18 Rechtsschutz 

Soweit das Bundesrecht keine abweichenden Bestimmungen enthält, 
richtet sich das Verfahren nach der Gesetzgebung über die Sozialversi-
cherungsrechtspflege63 

54. Einführungsverordnung vom 6. Januar 1984 zur Bundesge-
setzgebung über die obligatorische Arbeitslosenversiche-
rung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversiche-
rungsverordnung)64  

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsverordnung zur Bundesgesetzgebung über die obligatori-
sche Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (kanto-
nale Arbeitslosenversicherungsverordnung, EV AVIG) 

IV. RECHTSSCHUTZ 

§ 10  Verfahren 

Das Einsprache- und Beschwerdeverfahren richten sich nach dem Bun-
desgesetz vom 6. Oktober 2000 über den Allgemeinen Teil des Sozial-
versicherungsrechts (ATSG)65. 

§ 11 Aufgehoben 
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55. Einführungsgesetz vom 7. Februar 2001 zum Bundesgesetz 
über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih (Kanto-
nales Arbeitsvermittlungsgesetz)66 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Arbeitsvermittlung und 
den Personalverleih (Kantonales Arbeitsvermittlungsgesetz, kAVG)  

Art. 5 Aufgehoben 

56. Verordnung vom 21. Dezember 1994 zum Gesetz über die 
Wohnbau- und Eigentumsförderung67 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Verordnung zum Gesetz über die Wohnbau- und Eigentumsförderung 
(Kantonale Wohnbauverordnung, kWEV) 

§ 10 Aufgehoben 

57. Gesetz vom 22. Oktober 2014 über die Sozialhilfe (Sozialhil-
fegesetz, SHG)68 

Art. 51-52 Aufgehoben 

58. Gesetz vom 22. Oktober 2014 über die Angebote für Perso-
nen mit besonderen Betreuungsbedürfnissen (Betreuungs-
gesetz, BetrG)69 

Art. 36 Aufgehoben 

59. Gesetz vom 24. Oktober 2012 über die familienergänzende 
Kinderbetreuung (Kinderbetreuungsgesetz, KiBG)70 

Art. 11 Abs. 2  4. Verfügung 

1 Die Gemeinden legen ihre Beiträge in einer Verfügung fest. 

2 Sie können den Erlass der Verfügung in der Gemeindeordnung oder 
in einem Reglement einer Kommission übertragen.  
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Art. 15 Einsprache 

Gegen Entscheide kann binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustellung 
Einsprache erhoben werden. 

60. Gesetz vom 20. Oktober 1999 über die Förderung der Wirt-
schaft (Wirtschaftsförderungsgesetz, WFG)71 

Art. 27 Rechtsmittel 

Der Regierungsrat entscheidet im Bereich der Regionalpolitik als letzte 
kantonale Instanz. Die Rechtsmittel des Bundes richten sich nach 
Art. 23 des Bundesgesetzes über Regionalpolitik72. 

61. Einführungsgesetz vom 24. Oktober 2001 zum Bundesgesetz 
über die Landwirtschaft (Kantonales Landwirtschaftsge-
setz)73 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Landwirtschaft (Kanto-
nales Landwirtschaftsgesetz, kLwG) 

Art. 31 Aufgehoben 

62. Einführungsverordnung vom 24. Juni 1987 zum Bundesge-
setz über die landwirtschaftliche Pacht (Pachtverordnung)74 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsverordnung zum Bundesgesetz über die landwirtschaftliche 
Pacht (Kantonale Pachtverordnung, kLPV) 

§ 3 Abs. 2 Ziff. 4 Landwirtschaftsamt 

1 Das Landwirtschaftsamt ist zuständig für die Erteilung von Bewilligungen im Sinne des 
Bundesgesetzes sowie für alle in die Zuständigkeit des Kantons fallenden Massnahmen 
und Entscheide, die nicht einer andern Instanz zugewiesen werden. 

2 Es ist insbesondere zuständig für: 
1. Bewilligungen der Vereinbarung einer kürzeren als der gesetzlichen Pachtdauer 

(Art. 7 des Bundesgesetzes); 
2. Bewilligungen der Vereinbarung einer Fortsetzung der Pacht auf kürzere Zeit als 

vom Bundesgesetz vorgesehen (Art. 8 des Bundesgesetzes); 
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3. Bewilligungen der parzellenweisen Verpachtung landwirtschaftlicher Gewerbe (Art. 
30-32 des Bundesgesetzes); 

4. Aufgehoben 
5. Bewilligungen des Pachtzinses für landwirtschaftliche Gewerbe (Art. 42 des Bun-

desgesetzes); 
6. Entscheide über die Einsprache gegen den vereinbarten Pachtzins für einzelne 

Grundstücke (Art. 44 des Bundesgesetzes); 
7. Feststellungsverfügungen gemäss Art. 49 des Bundesgesetzes. 

§ 4 Aufgehoben 

§ 8 Einsprachelegitimation 

Der Gemeinderat, in dessen Gemeinde der Pachtgegenstand liegt, ist 
legitimiert, gegen den vereinbarten Pachtzins für einzelne Grundstücke 
Einsprache gemäss Art. 43 des Bundesgesetzes75 zu erheben. 

§ 9 Beschwerdeverfahren 

1 Die Beschwerdefrist beträgt gemäss Art. 50 des Bundesgesetzes75 

30 Tage. 

2 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz2. 

63. Gesetz vom 4. Februar 2004 über das Halten von Hunden 
(Hundegesetz, HuG)76 

Art. 18 Aufgehoben 

64. Einführungsgesetz vom 11. März 1998 zum Bundesgesetz 
über den Wald (Kantonales Waldgesetz, kWaG)77 

Art. 49 Aufgehoben 

65. Einführungsgesetz vom 17. Januar 2007 zum Bundesgesetz 
über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und 
Vögel (Kantonales Jagdgesetz, kJSG)78 

Art. 48 Aufgehoben 
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66. Vollziehungsverordnung vom 14. Juni 1969 zum Einfüh-
rungsgesetz zur Bundesgesetzgebung betreffend die Fische-
rei (Kantonale Fischereiverordnung, kFV)79 

§ 5 Aufgehoben 

67. Gesetz vom 29. April 1979 über die Gewinnung mineralischer 
Rohstoffe (Bergregalgesetz, BRG)80 

Art. 58 Aufgehoben 

Art. 59 Abs. 1 Streitigkeiten 

1 Streitigkeiten aus Verleihungen oder Bewilligungen, die gestützt auf 
dieses Gesetz erteilt wurden, sind durch die Verleihungs- oder Bewilli-
gungsbehörde mittels Verfügung zu entscheiden, soweit es sich nicht 
um private Rechte handelt. 

2 Streitigkeiten unter Nutzungsberechtigten über den Umfang ihrer Nutzungsrechte beur-
teilen die Zivilgerichte. 

68. Vollziehungsverordnung vom 29. Juni 1994 zum Gesetz über 
die Gewinnung mineralischer Rohstoffe (Bergregalverord-
nung, BRV)81 

§ 1 Stimmberechtigte 

Verleihungen zur Benützung des Untergrundes für Ausbeutung, Produk-
tion und Lagerung sowie deren vorbereitende Handlungen mit Ausnah-
me der Grundwasser- und Erdwärmenutzung bedürfen gemäss Art. 52 
Ziff. 6 der Kantonsverfassung der Genehmigung der Stimmberechtigten. 

69. Gesetz vom 28. April 1996 über das Gastgewerbe und den 
Handel mit alkoholischen Getränken (Gastgewerbegesetz)82 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über das Gastgewerbe und den Handel mit alkoholischen Ge-
tränken (Gastgewerbegesetz, GGG) 

Art. 46 Aufgehoben 
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70. Gesetz vom 1. Juni 2005 über die Märkte und das Reisen-
dengewerbe (Markt- und Reisendengesetz, MRG)83 

Art. 11 Aufgehoben 

71. Gesetz vom 25. April 1971 über die Förderung des Fremden-
verkehrs (Fremdenverkehrsgesetz)84 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über die Förderung des Fremdenverkehrs (Fremdenverkehrsge-
setz, FVG) 

Art. 13 Aufgehoben 

72. Vollziehungsverordnung vom 25. März 1972 zum Gesetz über 
die Förderung des Fremdenverkehrs (Fremdenverkehrsver-
ordnung)85 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Vollziehungsverordnung zum Gesetz über die Förderung des Fremden-
verkehrs (Fremdenverkehrsverordnung, FVV) 

§ 29 Aufgehoben 

73. Gesetz vom 27. April 1986 über die Nidwaldner Gebäude- und 
Mobiliarversicherung (Sachversicherungsgesetz, NSVG)86 

Art. 7 Abs. 1 Schätzungs-Beschwerdekommission 

1 Die Schätzungs-Beschwerdekommission ist Beschwerdeinstanz für 
Schätzungen von Gebäuden oder beweglichen Sachen sowie für Scha-
denabschätzungen. 

2 Ihre Zusammensetzung, Aufgaben und Befugnisse ordnet der Landrat in der Vollzie-
hungsverordnung. 

Art. 104 Einsprache 

1 Gegen das Ergebnis der Schätzung von Gebäuden oder beweglichen 
Sachen, gegen Schadenabschätzungen sowie gegen Verfügungen der 
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Direktion kann die oder der Versicherte binnen 20 Tagen nach erfolgter 
Zustellung bei der Direktion schriftlich Einsprache erheben. 

2 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz2. 

Art. 105 Beschwerde 

1 Gegen Einspracheentscheide der Direktion betreffend die Schätzung 
von Gebäuden oder beweglichen Sachen sowie betreffend die Scha-
denabschätzungen kann binnen 20 Tagen nach erfolgter Zustellung 
Beschwerde bei der Schätzungs-Beschwerdekommission erhoben wer-
den. 

2 Gegen die übrigen Einspracheentscheide der Direktion kann binnen 
20 Tagen nach erfolgter Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsrat 
erhoben werden. 

3 Gegen Entscheide der Schätzungs-Beschwerdekommission sowie 
gegen Verfügungen und Entscheide des Verwaltungsrates kann binnen 
20 Tagen nach erfolgter Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsge-
richt erhoben werden. 

4 Die Zuständigkeit des Zivilgerichts für Streitigkeiten gemäss Art. 86 
bleibt vorbehalten. 

74. Vollziehungsverordnung vom 10. September 1986 zum Ge-
setz über die Nidwaldner Gebäude- und Mobiliarversicherung 
(Sachversicherungsverordnung, NSVV)87 

§ 11 Abs. 3  2. Verfahren 

1 Die Schätzungs-Beschwerdekommission ist berechtigt, Sachverständige beizuziehen. 

2 Nimmt die Schätzungs-Beschwerdekommission Objektbesichtigungen vor, hat sie dem 
Beschwerdeführer und einem Vertreter der Anstalt zu ermöglichen, daran teilzunehmen. 

3 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz2. 

§ 69 Abs. 1 Voraussetzungen 
1. Grundsätze 

1 Die Notwendigkeit einer Anschaffung beziehungsweise der Erstellung 
einer baulichen Anlage muss in allen Fällen nachgewiesen werden, 
wenn bei der Anstalt um Beiträge nachgesucht wird; der Verwaltungsrat 
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entscheidet nach Anhörung des Feuerwehrinspektorats, ob die Notwen-
digkeit gegeben ist. 

2 Wird eine der nachstehenden Bedingungen nicht erfüllt, sind keine Beiträge erhältlich 
für Objekte, die: 
1. den feuerschutztechnischen Anforderungen nicht entsprechen; 
2. nicht sachgemäss erstellt beziehungsweise hergestellt sind; 
3. keine löschtechnischen Verbesserungen zur Folge haben; 
4. unwirtschaftlich sind; 
5. nicht als notwendig beurteilt werden. 

3 Bei Schaffung von Raumreserven wird die Beitragsleistung aufgeschoben, bis der 
Nachweis erbracht wird, dass auch diese Raumreserven benötigt werden. 

75. Gesetz vom 21. Mai 2014 über das Polizeiwesen (Polizeige-
setz, PolG)88 

Art. 65 Beschwerdeverfahren 

1 Beschwerden gegen Verfügungen oder Entscheide, die in Anwen-
dung dieses Erlasses ergehen, haben keine aufschiebende Wirkung. 

2 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz2. 

76. Gesetz vom 1. Juni 2005 über die öffentlichen Ruhetage 
(Ruhetagsgesetz)89 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Gesetz über die öffentlichen Ruhetage (Ruhetagsgesetz, RTG) 

Art. 8 Aufgehoben 

77. Einführungsverordnung vom 3. Juli 1982 zur Bundesgesetz-
gebung über explosionsgefährliche Stoffe (Kantonale 
Sprengstoffverordnung)90 

Titel, Einführung einer Abkürzung: 

Einführungsverordnung zur Bundesgesetzgebung über explosionsge-
fährliche Stoffe (Kantonale Sprengstoffverordnung, kSprstV) 
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§ 10 Rechtsmittel 

1 Das Rechtsmittelverfahren gemäss Art. 36 des eidgenössischen 
Sprengstoffgesetzes91 bleibt vorbehalten. 

2 Im Übrigen richten sich die Rechtsmittel nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz2. 

78. Einführungsgesetz vom 7. Juni 2006 zum Bundesgesetz be-
treffend die Lotterien und die gewerbsmässigen Wetten 
(Kantonales Lotteriegesetz, kLG)92 

Art. 20 Aufgehoben 

79. Gesetz vom 2. Juli 1997 über das Geldspiel in öffentlichen 
Lokalen (Spielgesetz, SpG)93 

Art. 37 Aufgehoben 

II. 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

2 Die Änderungen des Einführungsgesetzes zum Zivilgesetzbuch12, 
des Grundbuchgesetzes16 der Grundbuchverordnung17 der Ausgleichs-
kassenverordnung63 und der Arbeitslosenversicherungsverordnung64 
bedürfen der Genehmigung des Bundes. 

3 Die Änderung der kantonalen Pachtverordnung74 ist dem Bund zur 
Kenntnis zu bringen.  

4 Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

Stans, 27. Mai 2015 LANDRAT NIDWALDEN 

 Landratspräsident 

    Walter Odermatt 

 Landratssekretär 

    Armin Eberli 
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Datum der Veröffentlichung: 3. Juni 2015 
Letzter Tag für die Hinterlegung eines Gegenvorschlages:  
3. August 2015 
Letzter Tag der Referendumsfrist: 3. August 2015 
____________________ 
1 A 2015, 881 
2 NG 265.1 
3 NG 121.1 
4 NG 122.1 
5 NG 122.2 
6 NG 261.2 
7 NG 132.2 
8 NG 151.1 
9 NG 171.1 
10 NG 265.2 
11 NG 171.2 
12 NG 211.1 
13 NG 211.15 
14 NG 211.2 
15 NG 211.4 
16 NG 214.1 
17 NG 214.11 
18 NG 214.2 
19 SR 272 
20 SR 312.0 
21 NG 261.1 
22 NG 263.12 
23 NG 265.5 
24 NG 268.11 
25 NG 268.12 
26 NG 273.4 
27 NG 311.1 
28 NG 311.41 
29 NG 312.1 
30 NG 313.1 
31 NG 314.1 
32 NG 319.1 
33 NG 321.1 
34 NG 322.1 
35 NG 322.2 
36 NG 323.1 
37 NG 331.1 
38 NG 421.1 
39 NG 431.1 
40 SR 531 
41 NG 611.1 
42 NG 611.12 
43 NG 612.1 
44 NG 613.1 
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45 NG 614.1 
46 NG 622.1 
47 NG 622.11 
48 NG 631.1 
49 SR 721.80 
50 NG 631.11 
51 NG 641.1 
52 NG 651.1 
53 NG 651.2 
54 SR 741.01 
55 SR 641.81 
56 NG 652.21 
57 NG 654.1 
58 NG 711.1 
59 NG 721.1 
60 NG 722.1 
61 NG 731.2 
62 NG 741.11 
63 NG 264.1 
64 NG 744.1 
65 SR 830.1 
66 NG 745.1 
67 NG 751.21 
68 NG 761.1 
69 NG 761.2 
70 NG 764.1 
71 NG 811.1 
72 SR 901.0 
73 NG 821.1 
74 NG 825.3 
75 SR 221.213.2 
76 NG 826.3 
77 NG 831.1 
78 NG 841.1 
79 NG 842.11 
80 NG 852.1 
81 NG 852.11 
82 NG 854.1 
83 NG 863.1 
84 NG 865.1 
85 NG 865.11 
86 NG 867.1 
87 NG 867.11 
88 NG 911.1 
89 NG 921.1 
90 NG 931.2 
91 SR 941.41 
92 NG 932.1 
93 NG 933.1 


